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Verträge geschlossen. Zum Teil werden darin Fragen der 
Anerkennung und Vollstreckung mit anderen Fragen, z. B. der 
Zuständigkeit, der Zustellung, verbunden. Einige Staaten be­
vorzugen die Vereinbarung multilateraler Verträge (z. B. die 
skandinavischen Staaten), während andere der zweiseitigen 
Vereinbarung Briorität geben.

Die DDR hat bisher den Weg zweiseitiger Vereinbarungen 
gewählt und Regelungen zur Anerkennung und Vollstreckung, 
sofern sie mit dem jeweiligen Partner vereinbart wurden, in 
die Rechtshilfeverträge (RHV) aufgenommen. Dadurch wurde 
die Anerkennung und Vollstreckung einiger Kategorien von 
DDR-Entscheidungen, vor allem von Unterhaltsentscheidun­
gen, in einer Reihe von Ländern überhaupt erst möglich,c Das 
erhöht zweifellos die Rechtssicherheit der durch inländische 
Entscheidungen Berechtigten.

Außerdem ist es möglich, im Rahmen solcher Verträge 
weitergehende Vereinbarungen zu treffen, insbesondere über 
die sog. „Vollstreckungshüfe“, die die Prozeßsituation des An- 
tragstellers/Vollstreckungsgläubigers erheblich vereinfacht 
und mit der Unterstützung beim Anhängigmachen eines Voll­
streckungsverfahrens im anderen Staat gewährt wird. Voll- 
streckungshilfe bedeutet, daß die staatlichen Organe der Ver­
tragsstaaten, vor allem des Entscheidungsstaates, dem Antrag- 
steller/Vollstreckungsgläubiger insbesondere bei der Über­
mittlung seines Antrags an die zuständigen Organe des an­
deren Staates helfen. Das können Gerichte sein7, aber auch 
zentrale Stellen, die als Übermittlungs- und Empfangsstellen 
fungieren.8 Die Vollstreckungshilfe umfaßt häufig auch die 
Unterstützung bei der richtigen Formulierung des Antrags. 
Sie führt aber nicht zu einer Veränderung der Stellung der 
Prozeßpartei, und die Initiative für die Verfahrensführung 
obliegt weiter dem Antragsteller/Vollstreckungsgläubiger. Von 
einer „quasi Rechtshilfe“ kann also nicht die Rede sein.

Die vertragliche Vereinbarung bietet darüber hinaus die 
Möglichkeit, den Kreis der anerkennungs- und vollstreckungs­
fähigen Entscheidungen verbindlich zu fixieren und ggf. zu 
erweitern. Beispielsweise kann die mögliche Anerkennung 
von Prozeßvergleichen (gerichtlichen Einigungen) vereinbart 
werden.9 Weitere Vereinbarungen ermöglichen es, Einigun­
gen, die vor Verwaltungsorganen geschlossen werden, anzu­
erkennen und zu vollstrecken.10 * Für Kindesunterhaltsrege­
lungen bedeutet das z. B., daß Einigungen, die in der DDR 
vor den Organen der Jugendhilfe getroffen wurden, im Staat 
des Vollstreckungsschuldners anerkannt und vollstreckt wer­
den können. Liefen derartige spezielle Vereinbarungen nicht 
vor, ist die Anerkennung und Vollstreckung von Unterhalts­
ansprüchen nur dann möglich, wenn eine Entscheidung in 
einem Gerichtsverfahren herbeigeführt wurde.

Im Zusammenhang mit anderen Vereinbarungen im Ver­
trag z. B. zur Zuständigkeit, zu den' Zustellungsanforderun­
gen oder mit der sog. „lis alibi pendens “-Regel (Rechtshängig­
keitsklausel), kann außerdem ein höheres Maß an Vorherseh­
barkeit und Sicherheit für die Anerkennung und 'Vollstrek- 
kung der unter Beachtung dieser vereinbarten Regeln ergan­
genen Entscheidungen erzielt werden.

Schließlich können die vertraglichen Vereinbarungen Be­
dingungen enthalten, die es dem Antragsteller praktisch über­
haupt erst möglich machen, die Anerkennung und Vollstrek- 
kung im anderen Staat zu betreiben. Dazu gehört z. B. auch 
die kostenfreie Unterstützung bei der Durchsetzung von Un­
terhaltsansprüchen, einschließlich der Anerkennung und 
Vollstreckung.!1

Das Verfahren der Vollstreckung bzw. Zwangsvoll­
streckung im anderen Staat selbst unterliegt ausschließlich, 
d. h. auch dann, wenn eine völkerrechtliche Vereinbarung über 
die Anerkennung und Vollstreckung besteht, dem einzelstaat­
lichen Recht des Vollstreckungsstaates. Darauf weisen die 
RHV hin. Es verdient daher besonderer Hervorhebung, wenn 
in Verträgen ausnahmsweise vereinbart wurde, ob und wenn 
ja auf welcher Basis (Recht des Entscheidungsstaates und/oder 
des Vollstreckungsstaates) Einspruchsmöglichkeiten des Voll­
streckungsschuldners gegeben sein sollen.

Der Rahmen der Vereinbarungen zur Anerkennung und 
Vollstreckung ist jedoch ausgeschöpft, wenn die inländische 
Entscheidung im Partnerstaat anerkannt und vollstreckt wer­
den kann. Die konkreten Vollstreckungsmaßnahmen unter­

liegen nicht der Vereinbarung. Auch die Übermittlung von 
Sachen oder die Überweisung von Geldbeträgen im Ergebnis 
der Vollstreckung sind nicht Gegenstand der Vereinbarun­
gen zur Anerkennung und Vollstreckung. Wollen die Staaten 
ihre Beziehungen auch auf diesem Gebiet auf eine vertrag­
liche Basis stellen, dann sind andere Vereinbarungen, z. B. 
zum Transfer von Unterhaltsbeträgen, möglich.

Überlegungen zur Verbesserung der Rechtsposition 
inländischer Gläubiger notwendig

Für den DDR-Gläubiger, der die Anerkennung und Vollstrek- 
kung in einem Staat betreiben muß, mit dem die. DDR dazu 
nicht durch völkerrechtlichen Vertrag gebunden ist, gibt es 
also keine „Garantie“ dafür, daß die Entscheidung im an­
deren Staat tatsächlich Wirkungen bis hin zur Vollstreckung 
entfalten kann. Vielmehr gilt hier der „Grundsatz der Nicht­
anerkennung“12 * * * * * *, wenn auch häufig in abgeschwächter bzw. 
modifizierter Form. Diesem Umstand sollte im Rahmen der 
Rechtsberatung der Gerichte unbedingt Rechnung getragen 
werden. Der ratsuchende Gläubiger muß möglichst genau über 
die Chancen der Rechtsverfolgung im anderen Staat infor­
miert werden. Eine entsprechende Rechtsberatung ist auch 
dann erforderlich, wenn die Anerkennung und Vollstreckung 
auf der Basis einer völkerrechtlichen Vereinbarung betrieben 
werden soll, denn es gilt, realistische Vorstellungen dahinge­
hend zu entwickeln, daß die Anerkennung und Vollstreckung 
in einem anderen Staat ggf. Besonderheiten hat, die sie von 
der Durchsetzung des Anspruchs im Inland unterscheidet.

Es wäre m. E. zu überlegen, wie die Situation inländischer 
Gläubiger zukünftig verbessert werden könnte. Da die Ver­
einbarung in völkerrechtlichen Verträgen insbesondere dazu 
angetan ist, substantielle Verbesserungen für die Anerken­
nung und Vollstreckung im Partnerstaat herbeizuführen, 
wäre es am praktikabelsten, das Netz schon bestehender Ver­
einbarungen zu erweitern, beispielsweise auch durch den Bei­
tritt zu multilateralen Verträgen mit einer hohen Zahl von 
Mitgliedstaaten. Zu denken wäre beispielhaft an den Beitritt 
zum New Yorker Übereinkommen über die Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen im Ausland vom 20. Juni 1956.19 
Der Rahmen vertraglicher Zusammenarbeit sollte unbedingt 

-genutzt werden, um die Möglichkeiten der Durchsetzung in­
ländischer Ansprüche zu erweitern und schrittweise'auch zu 
einer Vereinfachung der Verfahrensweisen zu kommen.

6 Wenn der RHV DDR — Finnland vom 1. Oktober 1987 (GBl. П 1988 
Nr. 1 S. 9) in Kraft tritt, wird z. B. erstmals die Möglichkeit gege­
ben sein. DDR-Entscheidungen in einem skandinavischen Land 
zur Anerkennung und Vollstreckung zu bringen.

7 Vgl. z. B. Art. 58 des. RHV DDR-Ungarn vom 30. Oktober 1957
(GBl. I 1958 Nr. 21 S. 278) i. d. F. des Prot, vom 10. Februar 1977
(GBl. II Nr. 10 S. 204).

8 Vgl. z. B. Art. 33 des RHV DDR—Finnland vom 1. Oktober 1987,
a. a. O.; Art. 12, 13 des Abkommens DDR—Königreich Belgien über
die Geltendmachung und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Unterhaltsansprüchen vom 12. Dezember 1984 (GBl. II 1985 Nr. 4 
S. 41).

9 Vgl. z. B. Art. 52 Abs. 2 des RHV DDR—UdSSR vom 19. September 
1979 (GBl. II 1980 Nr. 1 S. 12).

10 Vgl. z. B. Art. 54 des RHV DDR—Polen vom 1. Februar 1957 (GBl. I 
Nr. 52 S. 414) i. d. F. des Prot, vom 18. April 1975 (GBl. II Nr. 12 
S. 246).

11 Vgl. z. B. Art. 39 bis 41 des RHV DDR-Republik Frankreich vom 
30. Januar 1987 (GBl. II Nr. 5 S. 41).

12 Vgl. M. HofmannH. Fincke. a. a. O., S. 153.
13 Gesetz vom 26. Februar 1959 (Bundesgesetzblatt/BRD 1959 II s. 149).
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Diese Textausgabe enthält die Verfassungen der 5 Länder der damaligen
Sowjetischen Besatzüngszone: des Landes Thüringen vom 20. Dezember 1946 / 
der Provinz Sachsen-Anhalt vom 10. Januar 1947 / des Landes Mecklenburg 
vom 16. Januar 1947 / der Mark Brandenburg vom 6. Februar 1947 / des Lan­
des Sachsen vom 28. Februar 1947. Die Länderverfassungen waren das Er­
gebnis intensiver Beratungen und heftiger Debatten der Abgeordneten in
den 5 Landtagen. Diese Länderparlamente — am 20. Oktober 1946 gewählt — 
setzten sich aus Abgeordneten der SED, CDU und LDPD sowie der VdgB,
im Land Sachsen auch des Kulturbundes und der Frauenausschüsse zusammen.

Der demokratische Charakter, des Zustandekommens dieser Verfassungen 
und das historisch wie verfassungsrechtlich progressive Wesen ihres Inhalts

bieten für die gegenwärtige Diskussion um eine neuerliche Landesgliede­
rung der DDR und um die Verfassungen der künftigen Länder sachliche An­
knüpfungspunkte.


